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Oberlahnsteiner Vereinbarung vom 5. April
1873

Im Herzogtum Nassau galt ein allgemeines Staatspatronat für alle

katholischen Pfarreien, auf dessen Grundlage der Landesherr die

Geistlichen nominierte, die der Bischof von Limburg einzusetzen hatte.

Als Preußen 1866 das Herzogtum annektierte, verlor diese Regelung

ihre rechtliche Grundlage, denn die preußische Verfassung kannte kein

allgemeines Staatspatronat, sondern nur solche Patronate, die sich

auf besondere Rechtstitel stützten. Die Wiesbadener Bezirksregierung

verzichtete mit Schreiben vom 20. April 1868 an den Limburger Bischof

Peter Joseph Blum auf die Bestätigung von Pfarrern, die kraft freier

bischöflicher Kollatur bestellt wurden, sowie auf die Genehmigung von

Kandidaten, die dem Bischof von Privatpersonen präsentiert wurden.

In der Oberlahnsteiner Vereinbarung vom 5. April 1873 präzisierte

die Regierung diese Zusage. Blum und die Regierung einigten sich

darauf, dass fortan der Landesherr das Patronatsrecht über 28 Pfarreien

ausübte, für alle anderen Pfarreien besaß der Bischof das Recht der

freien Kollatur. Für die Staatspatronate sollte die Regierung nur solche

Geistlichen nominieren, die dem Bischof genehm waren. Die Liste der

28 Pfarreien wurde erst durch die Vereinbarung im Preußenkonkordat

vom 14. Juni 1929 modifiziert.
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